
-

Montag- 11. Februar. M- 6.
—-

1867. — 4. Jahrgang;

Die Verfassung
—

Wer-herrschtesur das Bellt-.
Erscheint jeden Montag früh.
734 Sgr., in Berlin bei allen

Preis vierteljährlichbei allen Preuß. PosteLnstalten41-, S» bei den außerpreu i en
»

-

ZeitungssSpeditenren incl· Fotgiloihnzs»egr««
in der-ExpedifiomTaubenstr M- SPvstanstalten

ie ei e
«

Sgr
gks Jnscrate

Die religiöseund die politische Freiheit.

Jir erhalten von einem Freunde unseresBlattes

eine an die liberalen WahlkomiteLsin Deutschland
gerichtete Zuschrift Obgleichder Frag der ·Wahlso
nahe ist, daß man meinen konnte, eine Zuschrifdandie

Wahlkoniite’sversprechekeinen Erfolg mehr, so ist doch
die in der Zuschrift angeregte Sache von hoher Be-

deutung und verdient zu jeder Zeit die volle Aufmerk-
samkeit, so daß wir dieseZuschrifthier folgen lassenund

uns gerne der Bitte des Verfassers, die sämmtlichen
liberalen Blätter Deutschlands möchten derselben
durch ,Abdeck die Möglichft große Verbreitung geben,
anschließen· »

Die Zuschristlautet:

»Wie bei jeder Abgeordneten-Wahl,so scheuen Sie,
geehrteHerren, auch jetzt weder Zeitaufwand»noch Muhe,

noch Kosten, sämmtlicheVolksklassenuber die Bedeutung
und Wichtigkeitliberaler Wahlen zu unterrichten Weclach
Jhre gute Absichtanerkenne und mit Ihnen derselbenAnsicht

bin, daß die schroffeParteistellungnichteher aushorenund

ein allseitig befriedigenderZustand nicht eher erreicht werden

wird, als bis den zeitgemäßenund gerechtenForderungen des
Volks Rechnung getragen ist, so will ich mir erlauben, Sie
zUk Erreichuns des großen Zwecks auf einen Umstand»aus-
merksam zu machen, der bei den WahljiAgitationenhausig
hervortritt.

Indem Nämlich Sic- meine Herren, jetzt eifrig bemüht
sind, Jhre anfklärendenFlugblätter überallhin,namentlich in

die Hände der Laudbevölkerungzu bringen, so werden Sie

gEWiBaUf Ihre Fragen: »Wer ist in diesem Dorfe unser
Mann? wein können wir auf jenem Gute vertrauen?« nicht
selten die Antwort erhalten haben: »Hier kenne ich Den und

dort Zellen, als religiös freidenkendund für eine kirchliche
Reform strebend, folglich sind dieselben auch politisch
liberal nnd ohne Zweifeldie Unsrigen.«

Und wenn Sie-aus solchen Schluß baueten, so werden

Sie sich Uie getäuschthaben« Denn Menschen,deren Reli-

gion Nicht in bestrittZUMDogmen, sondern hauptsächlichin

folgenden einfachenSatzen wurzelt: »Denke nach! Gebrauche
sTLtSDeine Vernunft Und folge genau Deinem Gewissen!
Suche Dich und die Welt zu erkennen! Strebe unablässig

ein-bessererMensch zu werden, und thue überall redlich nnd ?

fleißigdas Deine, damit es auch besserauf der Erde werde! -

Halte es für die höchstegöttliche
I estininiung,diein Dich

gelegtengeistigen Kräfte zur Entwicklung zu bringen, und
bei dein Streben für Deine eigene Sache suche zugleich das

Ganze zu fördern« —- wie wäre es möglich,sage ich, daß
solche-Menschenzur Abgeordnetenwahlnicht am rechten Platze
sein sollten?

-

»

Um so mehr muß man sich aber wundern, daß so viele

Liberale— und besonders die Gebildeteren derselben—

hausig das religiöse Vorwärtsstrebenunserer Zeit so unbe-

achtet liegen lassen; daß sie es vorziehen,veriodenweisemit

großerAnstrengung nnd Opferwilligkeitfür eine einseitige
(politische)Bildung zu wirken, statt anhaltend — und gewiß
mit blessereuiErfolge—- fiir die»ganze, volle (reliqiöse)

Zibeetflsfbenbrlduug.ihre..Th-zilnah" me' und ihren Einfluß berle-

Sie, geehrte Herren, sollten in dem fra lieu - un

doch von Ihren Gegnern lernen. Diese wissetiiJenaswirt:
sie an der gegenwärtigenKirche haben! Sie, ru. H» bus-

digen laut Jhrer an uns untere Volksklassenerlassenen »Auf-
ruse«der Selbsthülfe auf deni politischen Gebiete, ge-
wiß auch aus dem gewerblichen, warum nicht auch auf
dan allgemeinsten, dem religiösen? Lassen Sie uns nicht
mit der Kirche allein ringen, reichen Sie uns doch auch hier
die Hand! Soll das aufzubauendeStaatsgebäudeein dauerndes

werden, so lassen Sie uns doch zunächstmit oereinter

Kraft an die Herstellung des Fundamentes gehen, wobei

der geringste Manu, die schlichtesteFrau, ja der einfachste
Kindessinn mit thätig sein kann! Wollen Sie nicht mit uns
aus der Staats-Kirche scheiden — nun so ringen Sie mit
uns, dieselbe in eine anzieheude, fruchtbare Volks-
zKircheumzuwandelnz erstreben Sie — vielleicht durch Tau-
sende von Petitionen — eine kirchlicheGemeinde-Ordnung
auf deren Grunde es der Gemeinde zusteht über ihre beiligste
Angelegenheitmitzusprechenl Ehe Sie sichauflösen-komme
der Geist eines Lutherüber Sie, und treibe Sie, uberathen
nnd zu thun, in dieser hochwichtigfteuSache-; Ihreeigenen
Kinder flehen mit uns darunil

«

»

Wir theilen die Ansichtdes Verfassers über den

mnigenZusammenhangzwischenreligiösemund politischem
Fortschritt-vollkommen,und» um zu zeigen, wie allseitig
dieser Zusammenhangekgnntist, erinnern wir nur

daran, wie in Preußen
«

relang vor dein März 1848

dei« Kampf für die bürgerlicheFfeiheit vorzugsweiseans



religiösemGebiete geführtworden ist· Weil aber dieser
Zusammenhangein seit langer Zeit erkannter ist, deshalb
glauben wir auch, daßder Verfasser-irrt,wenn er meint,
daß auch nur einer der Kämpfer fur die politischeFrei-
heit jemals diesen Zusammenhang aus den Augen
gelassenhat.

Wenn nun aber in den·letztenJahren die politischen
Fragen sich ganz besondersin den Vordergrund gedrängt
haben, so lag dies in »außerenVerhältnissen,nicht in

einem prinzipiellenZutuckdrängenjener religiösenFra-
gen. Trotzdemhat die Geschichteder letztenJahre gezeigt,
daß in keinem Augenblick, selbst nicht zur Zeit
der brennendsten politischenKämpfe, die religiösenFragen
außerAcht gelassenworden sind. Wir erinnern nur an

die vielen und lebhaften Debatten, welche im Ab eord-

netenhauseüber die verschiedenenArtikel der Verfassung,
welche von den religiösenAngelegenheitenhandeln,
geführtworden find.

Allerdings ist das Streben der liberalen Partei auf
diesemGebiete nochvon keinem großenErfolgegekröntwor-

den« Es ist bis jetzt noch ebenso wenig gelungen, den

freireligiösenGemeinden zu der staatlichen Stellun zu
verhelfen, welchesie einnehmenmüssen,wenn ihre irk-

samkeit eine möglichstsegensreichewerden soll, wie es

gelungen ist, die
mittelalterlichenSchranken zu beseitigen,

welcheden Juden im Staats eben vielfach entgegenstehen.
Aber trifft die Schuld davon diejenigen,welche fort und

fort für die Freiheit in jeder Beziehunggekämpfthaben?
Wir meinen, Niemand wird diese Frage zu Ungunsten
der liberalen Partei beantworten. -

Wenn·man nun aber diesen Personen aus dem

Mißerfolg, den ihre Anstrengungen bis jetzt nur aufzu-
weisen haben, keinen Vorwurf machen kann, so werden

sie auch für die Zukunft gewißkeinen Grund geben zu
dem Vorwurf der Lauheit. Die Ausdauer, mit welcher
sie auf politischemGebiete den Kampf für unser Recht
geführthaben, giebt uns die Zuversicht,daß sie auch
fernerhin bei jeder Gelegenheit ihre Versuche zur Her-
stellung der religiösenFreiheit erneuern werden.

Wenn wir aber nach dem Gesagten auch glauben,
daß das, was der Verfasser der oben mitgetheiltenZei-
len wünscht, von den Führernder liberalen Partei in
keiner Weise vernachlässigtwird, so hielten wir es doch
ni t für unnöthig,die Zuschrift selbst zur Kenntniß
un erer Leser zu«bringen, sei es auch nur, um das Be-

wußtseinvon dem innigen Zusammenhangdes religiösen
und politischenFortschritts wach zu halten.

, Politische Wochenfchau.

Preußen.Der Landtag hat in der vergangenen Woche
seine Arbeiten beendigt. Diese letzte Woche hat noch einige
sehr wichtige«Verhandluiägengebracht. Zuerst die Frage
wegen der Eisenbahn- nleihe. Das Herrenhaus hatte
den vom Abgeordnetenhauseangenommenen § 6 des Gesetzes,
welcher den Verkauf und die Verpachtung aller durch das
Gesetz betroffenen Bahnen von der Genehmigung der Volks-
vertretung abhängigmacht, verworfen, nachdem der Mini ter-
präsident sich in einer ausführlichenRede dagegen erlärt
hatte. Jm Abgeordnetenhauswurde der betreffende Para-

graphdarauf in der Weise modisicirt, daß sich die Klausel
uber den Verkauf nur auf die neuen

Anträgenbezieht,und

außerdemdie Verpachtung freigegebenist. ieserAenderung
hat die Regierungund das Herrenhaus beigestimmt.

Das Gesetz uber die Aenderung der Posttaxe war

vom Herrenhause nicht in der Form, wie es aus den Be-

rathungen des Abgeordnetenhaufeshervorgegangen,an e-

nommen worden, sondern in der Fassung, wie es von der e-

gierung vorgelegtwar; das Abgeordnetenhaushat bei seinen
Berathungen seine frühereFassungwiederhergestellt.Es ist
also in diesem Punkte keine Einigung erzielt worden, und
bleibt also vorläufig der alte Posttarif bestehen.

Bei dem Gesetz über die privatrechtliche Stellung
der Genossenschaften hat das Herrenhaus einige nicht
sehr wesentlicheAenderungen vorgenommen, das Abgeordneten-
haus trat denselben bei, und steht so demnächstdas Inkraft-
treten dieses so dringend gewüns ten Gesetzes in Aussicht.
Außerdemwurde im Abgeordneten ause eine Reihe von Pe-
titionen erledigt,im Herrenhause eine Reihe von Gesetzen in

der Form, wie sie aus den Berathungen des Abgeordneten-
hauses hervorge angen.

Ein Gesetz- ntwurf aber, wel er im Abgeordnetenhause
einstimmig angenommen worden, el im Herrenhause durch.
Es war dies der Gesetzentwurf betreffend den Schutz

wahrheitsgetreuerdurch die Presse erstatteter
Berichte ü er die parlamentarischen Verhandlun-

en des Reichsta s des norddeutschen Bundes.
DieKommission des errenhaufes,welchedas Gesetz vorbe-

rathen, hatte mit 9 gegen 3 Stimmen beantragt, den Gesetz-
entwurf anzunehmen und Niemand glaubte an eine Verwer-

fung des Gesetzes. Da nahm der Ministerpräsident,Graf
Bismarck, bei der Debatte das Wort und sagte: »Die
Staatsre ierun hat, bezüglichder Redefreiheit im Reichstage
des nord euts en Bundes, alles gethan, was von ihr ge-
Wünschtworden ig. Hinsichtlich der durch die Presse er-

statteten Berichte a er verhält sich die Sache anders. Man

darf nicht übersehen,daß diese Berichte einem großenund

viel weniger urtheilsfähigenPublikum zugehen, als dasjenige
ist, an welches die Reden von der Tribüne aus gerichtet
werden. Auch finden die Reden der Abgeordneten auf der-

selben Tribüne ein Korrektiv. Dieses fehlt aber der großen
Menge, die gewöhnlichnur eine Zeitung liest, in der die

extremstenAeußerungenbesondershervorgehobenwerden. Die

Regierungfürchtet nicht die Berichte, siewünschtaber eine

gleiche Vertheilun von Sonne und Wind und hält daher
ein Korrektiv dur das Strafgesetz für durchaus nothwendig.
Noch ist bei uns das Parteiwesen nicht so entwickelt,wie in
andern konstitutionellen Ländern. Wir geben uns der Hoff-
nung hin, daß nicht die schlimmstenRedner gewähltwerden,
dennoch aber sind bereits Kandidaten genannt, die sich vom

Vaterlande schamlos losgesagt, von denen man erwarten

kann, daß sie bei der ehernenStirn, welchedieseLeute haben,
unter dem Schutz der Unverantwortlichkeitzdie strafbarsten
Zeitungsartikel veranlassen würden. Die Regierungkann aber

nicht wünschen,daß die
VervielfältigungderartigerReden

ungestraft erfolge.«-Die Wirkung
die er Rede war die Ver-

werfungdes Gesetzesim Herrenhau e, und es wird sich in Folge
dessen die Presse nicht in der

Lagebefinden, ausführliche
Berichte über die Verhandlungenes norddeutsche-I Parla-
mentes zu bringen, sie wird sich einfach mit Veröffentlichung
der Beschlüssedes Parlaments begnügenmüssen.

Am Freitag wurde in beiden

cFäusern
deö Landta s die

königlicheBots aft verkündet,dur welche der Schlu des

Landta es auf en 9. d. M. Mitta s 1 Uhr festgesetztward.
Die T ronrede, mit welcher der önig den Landtag schloß,



erkennt das wiederhergestellteEinvernehmender Regierung
und der Volksvertretung an, und sprichtdie

Hoffnungtiausdaß die gewonnene Erfahrungdazu dienen werde, kun ghin
neue Konflikte u vermeiden. »

Ueber die esammtthätikeit des Abgeordnetenhausesgab
der Präsidentv. Forkenbe in der ·letztenSitzung ein kurzes
Bild, von dem wir hier das Wesentlichste»folgen lassen. Von

der Staats-Regierung sind den beiden Hausern des Landtags
seit dem 5. August 1866 68 Vorlagengema t worden,
darunter: l) 40 Gesetz - Entwurfe mit Ein chluß des
StaatshaushaltssEtats5 2)»9. Staats-, Handels und Schiff-
fahrtsverträgez3) 9 provisorischerlasseneVerordnungen; 42
5 allgemeineRechnungen, nämlichdie pr. 1859—63; 5) drei

Jahresberichteder Staatsschulden-Commissionpr; 1»862—1EH64
u. s. f. Von diesen haben die verfassungsmäßigeZustim-

mung beider Häuser des Landtags»erhalten60 Vorlagen,
zwei sind im Hause selbstständigerledigt,vier sind im Hause
der Abgeordnetenabgelehntworden,eine Vorlageist wegen

Ablaufs der Session unerledi tgeblieben,einehat die verfassungs-
mäßigeZustimmung beider Säuferdes Landtags nicht erreicht.
Von den Mitgliedern des Hauses sind mit Einschluß von

9 Jnterpellationen -31 Anträge gestelltl,von denen 24 im

Plenum erledigt sind, Z in den Commissionen durchberathen,
wegen des Schlusses der Session aber nicht mehr im Plenum
zur Berathung gekommen,2 zurückgezogenund 2 unerledigt

eblieben. Von diesen Anträgen haben4 das Haus veran-
aßt,Gesetzentwürfeanzunehmen; von diesen4 Gesetzentwurfen,

die aus der Initiative des Hauses hervorgegangensind, nd

Z von dem Herrenhause abgelehnt und der letzte, betre end

die Aufhebungvon Beschränkungendes vertragsmäßigenZins-
fußes bei Darlehnen, zu deren

SicherkeitunbeweglichesEigen-
thum verpfändetwird, ist im Herren ause nochnicht zur Be-

rathung gekommen. Die Zahl der eingegangenenPetitionen
beträt 834. Das Haus hat 68 Pleiiarsitzungen gehalten.

ie man sagt-, hat-»Prrußeu auf das Besahringsvecht
in Dresden verzichtet.

.

Die Verhandlungen der Bevollmächtigtender Staaten

des norddeutschenBandes sind geschlossen;der Bundesvertrag
ist allseitig angenommen. » ·

Jii Hamburg bildet sich eine Partei, welcheden Anschluß
an den Zollverein anstrebt, ohne daß sie die Gewährung
eines Freihafens für nöthighält.

Neueste Nachrichten.
London, Sonnabend 9. Februar, Nachmittags. Die

»Asia«hat folgende Nachrichten aus New-York vom 31. v.

Mts. überbracht: Präsident Johnson hat gegen die Bills,
welche Nebraska und Colorado als Staaten anerkennen, sein
Veto eingelegt. Der Unionsgesandte in Wien, Motley,
hat seinen Abschiedgenommen.

Aus Veracruz vorn 24. Dezember v. J. wird ge-
meldet, daß der juaristischeBefehlshaber in Mazatlan den

dortigen amerikanischenKonsul Carman hatte hinrichten
lassen, Weil derselbe beschuldigtwurde, zwei Mexikaner ge-
tödtet zU haben. Der Kommandeur eines Unions-Kanonen-
bootes forderte Genugthuungund bombardirte, weil dieselbe
verweigertwurde, die Stadt.

»

Florenz, Sonnabend 9 Februar, Abends:DieKirchen-
gütersKommissionhat den AbgeordnetenCrispi zum Be-

richterstatter für das Plenuni ernannt mit der Ermächtigung,
dem Hause Ablehnung des Scialo'a’schen Prgektszu
empfehlen. Bezüglichdes politischenåheilesdes esetzent-
wurfes lehnte es die Kommission einstimmig,bezülglichdesfinanziellen Theils mit 5 gegen 4 Stimmen a , einen

Gegenentwurf aufzustellen.

Aus Berlin.
= Aus dem Berliner Vereinslebeu. Das Ende

der Wahlbewegungkündet sich dadurch an, daß bereits in

einzelnenBezirksvereinen die brennende Frage durch andere
zeitgemaßeThematabereits ersetzt worden ist. So hat Herr
Dr. Born seinen überaus zeitgemäßenVortra über den
hypvt ekarischenKredit, von dem wir bereits fruher in un-

erer ereinsschau gesprochen,in zweiBe irksvereineii wieder-
olt. Jndeßkonzentrirtsich die Thätigeit noch immer in

er»Wahl»agitation,adiesowohl von liberaler als konservativer
Seite mit der großten»s?ebhaftigkeitbetrieben wird. Die
Feststellung der beiderseitigen Kandidatenlisteist nunmehr
definitiv erfolgt und die Agitation aus den größerenWahl-—-
versammlungen in die kleineren Bezirke verpflanzt, deren
Verhandlungen wegen ihrer Gleichartigkeit sowohl als ihrer
Ausdehnung wegen über die ganze Hauptstadt sich jeder
Berichterstattun naturgemäßentziehen. Wir beschränkenuns

daher auf die Hitttheilunen über die größerenVersammlun-
gen im Laufe dieser Morge,welchezur Schließungder Kan-
didatenliste geführthaben.

Der Streit, der zwischenden verschiedenen Brauerei--
besitzern und Hoflieferantenunter Assistenzdes Heldensäners

Petsch und des
egkmaligendemokratischenSchulmeiäers

Rosenthal über die ufstellung der Kandidaturen Bismarcks
und des General v. Steinmetz entbrannt war, und in ver-

schiedenenVersammlungen im Eiskeller und bei Ley äußerst
tumultuarische Scenen herbeigeführthatte, soll wie wir hören
durchVereinigung auf die Kandidatur des General v. Stein-

metz geschlichtetsein.
Außerdemwar besonders die Wahl-Agitation der Konser-

vativen im Il. Wahlbezirke rege, wo alle Anstrengungeii
darauf gerichtetsind, dem Minister-Präsidentenv. Bismarck

zum Siege über Waldeck zu verhelfen. Allerdingsstehensich
hier am schärfstendie Programme der Regierung und der

emvkratie gegenüber-
So fanden denn auchbereits verschiedeneVersammlungen

statt, in«denen die Bismarcksche Kandidatur mit großem
Eifer vertreten wurde. Die meisten dieser Versammlungen
laufen indessen in der Weise lab, daß von einer Abstimmung

sgließlich
Abstand genommen wird, was auch nicht nöthig

i , da ja schonvor sehr lan er Zeit ein Komite so gütig
war, fur die Aufstellung konservativerKandidaten in der
Person der sechsDonatare im Voraus Sorge zu tragen.

In den übrigenWahlbe irken schienen die Konservativen
sich bei Empfehlung ihrer andidaten auf stehendeJnserate
zu beschränken.

Am Montag fand in einer von mehr als 3000 Personen
besuchtenliberalen Wählerversainmlungdes l. Berliner
Reichstas-Wahlkreises die Aufstellungder desinitiven Kan-
didatur sgtattUnter großemBeifall setzte der von der Ver-
trauensmännerversammlungpräsentirteGerichtsassessor L a s ke r

seinen bekannten politischenStandpunkt auseinander. Außer-
dem erlangte auch die Kandidatur des Herrn Stadtrichter
Hiersenienzel ausreichendUnterstützung.Sein Vortrag
wurde ebenfalls mit großemBeifall aufgenommen. Eine
Jnterpellation des Dr. Rosenthal, ob er der Verfasser eines
Artikels in der VossischenZeitung voni 18. August 1866

sei, der unter der Ueberschrift«Theorieund Praxis« eine

sehr scharfe Kritik der Fortschrittsparteienthalte, wies
Herr Hiersemenzelals unstattha zurückund verwies
den Frage teller-an»dieRedaction der VossischenZeiiun .

Nachdem ch dle beiden Kandidateu entfernt, wird zur A -

stimmung eschrittenund derA essorLasker mit sehr über-
wiegender ajoritätzum alleinigen Kandidaten für den I.

Berliner Reichswahlbezirkproklamirt.



Am Dienstag fand eine allgemeineWählerversanunlung
des v. Reichswahlbezirksstatt, in welcherder Abg. Frentzel
unter großemBeifallder zahlreichenAnwesendensprach. Er

hält die in der Reichsverfassungenthaltenen Grundrechte des

deutschenVolks für den nothwendigen Bestandtheil der deut-
schenVundesverfassung und ·fprachsich gegen die Devise:
»Dur Einheit zur Ftelhelt«mit Entschiedenheit aus«
Schrie lich erklärte er Indeß, daß er zu Gunsten Dunckers,
der ganz auf seinem Standpunkt stehe, auf eine Wahl ver-

,ichte. Herr Hiersemenzelerklärte darauf, daß er der

erfasser des hetreffendenlrtikels in der VossischenZeitung
(fiehe oben) sec, und trat für diesmal von jeder Kandidatur

zum norddeutschenReichstage zurück. Die Abstimmung er-

fol te durch Stimmzettel und fielen von 1261 Stimmen 868

au den BuchhändlerFranz Dunklen
«

Am Montag Abend fand in der Alhambra eine Arbei-

terversammlung statt, die auf Veranlassung des Buchdrucker-
ehülfen-Vereinszusannnenbernfenwar und aus etwa 400

Personenbestehen mochte. Die Versammlung verlief sehr
·tumultuarisch,da viele, ja die meisten der Anwesenden von

der durch den Vorstand in Vorschlag gebrachten Arbeiter-
Kandidatur garnichtswissen wollten und an ihrem bewährten
Vertreter der Arbeiter-InteressenSchultzesDelitzschfesthalten
zu wollen erklärten. Als es zur Abstimmung über die vorge-
schlagenenKandidaten kommen sollte, entfernten sich die An-

hänger von SchulzeiDelitzschund die übrigen aus höchstens
100 Personen bestehend,proklarnirten den Buchdrucker Feistel

um Kandidaten für den Vl. Berliner Reichswahllreis Es

sind demnach für Berlin folgende Kandidaten aufgestellt:
fil. Wahlkreis:

Assessor Gduard Lasker (lib.)
Kriegsminister v. Roon (cons.)

11. Wahlkreis:
Geh. Obern«ibuna,lsrath;DIE Waldeck (lib.)
Minister-PräsidentGraf v. Bismarck (cons.)

Ill. Wahlkreisx
Dr. Wioritz Wiggers aus Rostock (lib.)

General v. Moltke (cons.)
UT Wahlkreis:

Stadtrath H. Range (lib.)
General Vogel v. Falkenstein (cons.)

V. Wah.lkreis:
BuchhändlerFranz Duncker (lib.)
General Herwart v. Vittenfeld (cons.)

VI. Wahlkreist
Abg. Schulze-Delitzsch (lib.)

«
General Stein metz (cons.)

- BnchdruckerF e ist el (Arbeiterkandidat.)

= Jm Laufe des Winters haben die Volkskiichen,
welche lusangs keine Aussicht auf eine gedeihlicheZukunft
zu haben schienen, einen immer festeren Boden gewonnen,
so daß das Komite fiir dieselben nicht mehr daran denkt, sie
eingehen zu lassen. Von dem sehr schmackhaftcnEssen er-

hält nian für vHi Sgr. eine Portion, welche einen kräftigen
Mann vollständigsättigt,- und seit in den meisten Kirchen
die Vorkehrung getroffen ist, daß das Essen daselbstverzehrt
werden kann, sieht man täglicheine größereAnzahl von Ar-

beitern in diesen Lotalen ihr Mittagsmahl einnehmen.
= Der Plan, das gesmumteDroschkenfuhrwesen Ber-

sms in die Hand einer einzigenDroschkengesellschaftzu vereinigen,
taucht von Neuem Wir sind gewißZweitjentfernhden

jetzigenZustand unserer Droschkenauch nur annäherndfür
befriedi end zu halten,·ja,wir haben stets geglaubt, daß di
Drosch en eigentlichnicht wohl wenigerdem Bedürfnißent-

sÆrechenkönnen,als dies jetzt der Fa ist, — aber nach den

rfahrungen, welchedas Publikum in Berlin mit den ver-

schiedenenExperimenten der Omnibusgesellschaftgemachthat,
rchten wir fast, bei Verwirklichung»jenesPlanes davon

überzeugtzu werden, daß wir uns darin geirrt haben.
= Eint e Meilen von Berlin entfernt sollen sehr ergie-

bige Petroseumquellenentdeckt worden sein.

Vermischtes. .

f Jn Russis sPolen wird die Schwierigkeit für die

Damen, sich zu leiden, mit jedem Tage größer. Jetzt hat
die Polizei durch ein Placat allen schwarz- und rothge-
streiften Crinolinen den Krieg erklärt, und droht dem gegen
dieses Verbot handelnden weiblichenGeschlechtmit Einsper-
rnng und Geldstraer. Es ist diese Maßregel keineswegs
eine«eigenmächtie Handlung der Lubliner Polizei, sondern
m einem Erlaß er Warschauer Regierung begründet,welche
selbstin mehreren Modewaarenhandlungen der Hauptstadt
Jenes schwarz-und rothgestreifte weiblicheTollettenstückdurräPolizei-Agenten consisciren ließ. Die russischePolizei wi

nämlichentdeckt laben: das Roth sei ein Theil der polnischen
Nationalfarben Zrothsweiß)und das Schwarz die schon seit
dem jüngstenAusstand streng verbotene Farbe der Trauer.
— Da nun weiß auch in den polnischenNationalfarben
vorkommt, so wird diese Farbe auch wohl nächstensverboten

werden, und dann wird grün, was die Hoffnung auf eine

bessereZukunft ausdrücken kann, und vielleicht auch blau als

Symbolder Treuean das Vaterland verboten werden. Es
wird den Polinnen also schließlichnichts anderes übrig bleiben,
als sich in gelb, ·orange, lila oder violett zu kleiden!

Theater am Montag.
Opernhaus: Die Nachtwandlerin. Tanz. —- Schau-

spielhaus: Spielt nicht mit dem Feuer. Freund und
Feind. — Friedrich-Wilhelmstadt: Aus bewegter Zeit.
—- Wallner: 15 Minuten im Zaubersalon. Eine Wein-
probe. Ein alter Kommis. Jm Wartesalon dritter Klasse.
— Viktoria: Medea. — Kroll: Weihnachtsausstellung
Die Sphinx. Von Treu und Nuglisch. Ein Stündchen
icn Cate« charitant. Icalospinthechromokrene. — Wol-

tersdorff: 500,000 Teufel.
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Wallner’s Liederbuch ist nunmehr in allen

Kreisen hinlänglichbekannt,die Verlagshand-
lung glaubtsich daher einer besonderen An-

empfe)lnng entheben zu können.
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